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I .  Die Ausgangslage

Ging man bis vor kurzem von etwa 3,1 Millionen Menschen 

muslimischen Glaubens in Deutschland aus, so kommen 

neuere Schätzungen auf deutlich höhere Werte. Die im 

Auftrag der Deutschen Islam Konferenz entstandene Studie 

Muslimisches Leben in Deutschland schätzt die Gesamtzahl 

der in Deutschland lebenden Muslime (mit ausländischer  

und deutscher Staatsangehörigkeit) zwischen 3,8 und 4,3 

Millionen Menschen.1 Der mittlere Wert liegt etwa bei vier 

Millionen Bürgern.

Die weit überwiegende Mehrzahl dieser Personen – etwa  

2,6 Millionen oder 65 Prozent (mittlerer Wert) – sind Zu-

wanderer aus der Türkei oder deren Nachkommen. Nach 

dieser aktuellsten Schätzung ist die absolute Zahl der Bürger 

türkischer Herkunft im Vergleich zu früheren Schätzungen 

annähernd gleich geblieben; die geschätzte Gesamtzahl der 

Muslime hat sich aber erhöht. Die Differenz beruht auf einer 

genaueren Schätzung. Frühere Schätzungen gingen davon 

aus, dass die Zuwanderung nach Deutschland proportional 

zur religiösen Zusammensetzung im Herkunftsland erfolgte. 

Diese Annahme war jedoch falsch. Aus einigen Ländern mit 

niedrigen Anteilen von Muslimen wanderten vor allem die 

Muslime nach Deutschland. 

Ein großer Teil der muslimischen Bürger lebt bereits in der 

zweiten oder dritten Generation in Deutschland. Das trifft  

vor allem auf Zuwanderer aus der Türkei bzw. deren Nach-

kommen zu. Circa eine Million von ihnen besitzt die deutsche 
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Staatsbürgerschaft; die verbleibenden 1,6 Millionen erfüllen zu 80 Pro-

zent die Anforderungen zur Einbürgerung. Die Zahl der Deutschen tür- 

kischer Herkunft  wächst schnell, da sie erstens überdurchschnittlich 

große Familien haben und zweitens derzeit jährlich zwischen 30.000 und 

40.000 Türken die deutsche Staatsbürgerschaft erhalten. Das Tempo der 

Einbürgerungen hat sich damit zwar gegenüber der Jahrtausendwende, 

als 60.000 bis 80.000 Bürger türkischer Herkunft eingebürgert wurden, 

deutlich verlangsamt. Deutsche mit türkischem Migrationshintergrund 

stellen aber bei den Einbürgerungen immer noch die mit Abstand größte 

Gruppe.

Mit dem Erhalt der deutschen Staatsbürgerschaft sind aber keineswegs 

alle Probleme der Integration gelöst. Wenn auch die weit überwiegende 

Mehrheit der hier lebenden muslimischen Bürger – ob mit oder ohne 

deutsche Staatsbürgerschaft – besser integriert ist als gemeinhin ange-

nommen2, so sind doch auch problematische Entwicklungen sichtbar. 

Allerdings wäre es völlig falsch, die öffentliche Diskussion allein auf die 

Probleme zu verengen. Zweifellos sind Zwangsehen oder so genannte 

Ehrenmorde nicht hinnehmbar und zeigen, dass mitten in Deutschland 

sehr archaische Wertvorstellungen existieren, die in scharfem Wider-

spruch zu den Werten der Mehrheitsgesellschaft stehen. Die Fokussierung 

auf diese Themen erzeugt aber ein Klima, dass vor allem hoch gebildete 

Migranten dazu bewegt, Deutschland zu verlassen. Gegenüber der Türkei 

weist Deutschland inzwischen einen negativen Wanderungssaldo auf. 

Damit geht ein Potenzial verloren, auf das Deutschland eigentlich nicht 

verzichten kann.

 

Die Politik hat sich vor allem seit 2005 der Integrationsproblematik zu-

gewandt. Bis dahin hatten sich SPD und Grüne zwar oberflächlich stärker 

um Zuwanderer bemüht als die CDU, was sich in entsprechenden Wahler-

gebnissen niedergeschlagen hat (s. weiter unten). Die besondere Proble-

matik dieser Bevölkerungsgruppe haben aber auch diese Parteien nicht 

zur Kenntnis genommen oder die Probleme sogar als Teil einer gewollten 

multikulturellen Gesellschaft ins Positive gedeutet. In dieser Lücke konn-

ten sich islamische Organisationen und Verbände ausbreiten, die auf die 

speziellen Bedürfnisse der muslimischen Bürger eingehen. Sie beraten  

z.B. bei Problemen mit Behörden, übernehmen die islamische Unterwei-

sung von Kindern oder sind in vielfältiger Weise karitativ tätig. Einige 

islamische Organisationen in Deutschland sind aber fundamentalistisch 

ausgerichtet und nutzen ihren Spielraum, um dieses Gedankengut zu 

verbreiten.

Erst nach der Bundestagswahl 2005 wurden Änderungen in der Integra-

tionspolitik eingeleitet. Die Deutsche Islam Konferenz hat unter Leitung 

des Bundesministeriums des Inneren mit den muslimischen Verbänden 

und weiteren prominenten Vertretern einen erfolgreichen gesellschaft-

lichen Dialog aufgebaut und ist zu konstruktiven Ergebnissen gelangt.3 

Und in mehreren Integrationsgipfeln wurden unter der Leitung der 

Staatsministerin Professor Dr. Maria Böhmer zahlreiche Initiativen zur 

Verbesserung der Integration auf den Weg gebracht.

Es ist jedoch weiterhin notwendig, Strategien zu entwickeln, um Integra-

tionsdefizite aufzuarbeiten und fundamentalistischen Strömungen den 

Boden zu entziehen. Eine zentrale Komponente innerhalb dieser Strate-

gien sind Maßnahmen der politischen Bildung. Ziel muss eine verstärkte 

Identifikation mit der Demokratie und den sie tragenden Institutionen 

sein. 

Um zielgerichtete Angebote zu entwickeln, ist es zunächst notwendig,  

die religiösen, gesellschaftlichen und politischen Einstellungen muslimi-

scher Bürger zu kennen. Im Folgenden wird deshalb zunächst ein Über-

blick über die empirische Datenlage gegeben. Dieser Überblick stützt  

sich neben anderen, jeweils angegebenen Quellen vor allem auf Daten 

des ALLBUS 20084, der auch die Frage nach der Religionszugehörigkeit 

enthielt. Wegen der großen Gesamtzahl von ca. 3.500 Personen waren 

111 Muslime in der Umfrage vertreten. Dabei handelte es sich aus-

schließlich um deutschsprachige Muslime, so dass die Ergebnisse unter 

Umständen nicht für Muslime ohne Kenntnisse der deutschen Sprache 

gelten. 

Im ALLBUS wird nicht nach dem Herkunftsland, sondern nach der Staats-

bürgerschaft gefragt. Danach besitzen 46 Prozent der Muslime die türki-

sche und 30 Prozent die deutsche Staatsbürgerschaft. Da Türken die mit 

Abstand größte Gruppe bei den Einbürgerungen stellen, weist der ALL-

BUS eine ähnliche Verteilung auf wie die Daten des Innenministeriums. 

13 Prozent kommen aus dem ehemaligen Jugoslawien, vorwiegend 

Bosnien.
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Sonja Haug / Stephanie Müssig / Anja Stichs: Muslimisches Leben in Deutsch-
land, im Auftrag der Deutschen Islam Konferenz. Nürnberg 2009.
Ulrich von Wilamowitz-Moellendorff: Türken in Deutschland I – Einstellungen 
zu Staat und Gesellschaft. Arbeitspapier Nr. 53/2001, Konrad-Adenauer- 
Stiftung, Sankt Augustin. 
Türken in Deutschland II – Individuelle Perspektiven und Problemlagen.  
Arbeitspapier Nr. 60/2002, Konrad-Adenauer-Stiftung, Sankt Augustin.
Deutsche Islam Konferenz (Hrsg.): Drei Jahre Deutsche Islam Konferenz 2006 
bis 2009, Berlin 2009.
ALLBUS steht für Allgemeine Bevölkerungsumfrage in den Sozialwissen-
schaften. Es handelt sich dabei um eine ca. 3.500 Personen repräsentative 
umfassende Umfrage, die regelmäßig alle zwei Jahre durchgeführt wird.
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II .  �Der Islam im Leben der  
muslimischen Migranten

Die Religion spielt im Leben der Muslimen eine nicht uner-

hebliche Rolle. Der Islam greift auch bei weniger religiösen 

Muslimen viel stärker als das Christentum in das Alltags-

leben ein. 

Von den Muslimen in Deutschland bekennen sich drei Vier- 

tel zur sunnitischen Glaubensrichtung, 13 Prozent zur alevi-

tischen Richtung und sieben Prozent zur schiitischen Rich-

tung. Die übrigen Glaubensrichtungen liegen jeweils unter 

zwei Prozent.1

Bei den türkischstämmigen Bürgern ist der Anteil der Sunni-

ten etwas (77 Prozent), der Anteil der Aleviten deutlich 

höher (17 Prozent). Zur schiitischen Glaubensrichtung be-

kennen sich ca. zwei Prozent.

Unabhängig von Alter, Geschlecht und individueller religiöser 

Praxis wird der Religion eine vergleichsweise hohe subjekti-

ve Bedeutung zugemessen. Sakrales und Profanes wird  

nicht getrennt. Die muslimische Religion ist dadurch insge-

samt und nicht nur durch die vorgeschriebenen Regeln und 

die familiäre Bindung an die Tradition des Herkunftslands 

alltagswirksamer.

Allerdings sind bei weitem nicht alle Muslime sehr religiös. 

36 Prozent stufen sich als sehr stark gläubig ein. 50 Prozent 

halten sich für eher gläubig.2 Es gibt allerdings gewisse 
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Hinweise, dass in der Selbsteinschätzung nur die sehr stark gläubige 

Gruppe eine starke Bindung an den Islam aufweist. 

An Aktivitäten, die der sozialen Kontrolle unterliegen wie die Teilnahme 

an Ramadan oder an religiösen Festen, beteiligen sich die Muslime  

zwar mit großer Mehrheit. Hierbei handelt es sich aber um Aktivitäten, 

die ganz wesentlich dem sozialen Austausch dienen (z.B. das Fasten-

brechen). Im Bereich des privaten religiösen Verhaltens werden die reli-

giösen Vorschriften wesentlich lockerer gehandhabt. Nur 34 Prozent der 

Muslime beten täglich. Das mehrmalige tägliche Beten gehört zu den  

fünf Säulen des Islam und hat damit im Prinzip für Muslime verpflichten-

den Charakter.

Man kann somit davon ausgehen, dass etwa ein Drittel der Muslime sehr 

religiös ist.

Insgesamt prägt der Islam jedoch das Alltagsleben seiner Anhänger – 

auch der weniger religiösen – deutlich stärker als dies bei Christen der 

Fall ist (Feste, Lebenspartner, Speisevorschriften). Das Fastenbrechen 

und insbesondere das Zuckerfest werden auch von weniger religiös 

gebundenen Migranten gefeiert. Für die überwiegende Mehrheit der 

muslimischen Bevölkerung ist – unabhängig von ihrer religiösen Bindung 

– muslimisches Essen, muslimisches Personal und die Einrichtung von 

Gebetsräumen in Krankenhäusern und Altersheimen wichtig.3

Die Zahl der Moscheebesucher sinkt in den jüngeren Altersgruppen 

kontinuierlich, und zwar unabhängig von der politisch-religiösen Ausrich-

tung des Trägervereins. Die zweite Generation besucht zu zwei Dritteln 

überhaupt keine Moscheen. Lediglich ein Drittel dieser Generation ist in 

Vereinen organisiert. Religiös-kulturelle Vereine liegen in der Beliebtheit 

deutlich hinter den dominierenden allgemeinen Sportvereinen. 

Haug u.a., a.a.O., S. 97 (Angaben gerundet).
Haug u.a., a.a.O., S. 141 f.
Susanne Worbs, Prof. Dr. Friedrich Heeckmann: Islam in Deutschland: Auf- 
arbeitung des gegenwärtigen Forschungsstandes und Auswertung eines Daten-
satzes zur zweiten Migrantengeneration. Studie i.A. de BMI, in: Islamismus, 
Texte zur inneren Sicherheit, Hrsg. Bundesministerium des Inneren, Berlin 
2004, S. 133-220. hier s. S. 143-148 und S. 179-184.

1|
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III .  Leben in Deutschland

Schon in den beiden Studien der Konrad-Adenauer-Stiftung 

von 2001 und 2002 war das damals überraschend positive 

Deutschlandbild der hier lebenden türkischstämmigen Bür-

ger festgestellt worden. Diese Ergebnisse werden – bezogen 

auf Muslime insgesamt – inhaltlich durch die Daten des 

ALLBUS bestätigt. Die hier lebenden Muslime fühlen sich 

überwiegend sehr wohl in Deutschland und leben gern hier. 

Der Antwortvorgabe „In Deutschland kann man sehr gut 

leben” stimmten 91 Prozent von ihnen zu. Diese außeror-

dentlich positive Einschätzung unterscheidet sich nur margi-

nal von der Meinung der Bevölkerung insgesamt (vgl. Abbil-

dung S. 12 oben).

Deutschland ist für die Muslime zur Heimat geworden, der 

man sich verbunden fühlt. Ca. 70 Prozent fühlen sich 

Deutschland verbunden. Nahezu ebenso stark ist die Ver-

bundenheit mit dem Bundesland und mit dem Ort, in dem 

man lebt. Die Muslime unterscheiden sich in dieser Frage nur 

unwesentlich von der Bevölkerung insgesamt.

Diese Ergebnisse widersprechen dem in manchen Medien 

gezeichneten Bild von muslimischen Parallelgesellschaften, 

die vor allem auf ihr Herkunftsland bzw. das ihrer Eltern 

oder Großeltern bezogen sind. Muslime leben gern in 

Deutschland, fühlen sich offenbar hier wohl und haben in 

den langen Jahren ihrer Anwesenheit eine starke emotionale 

Beziehung zu Deutschland entwickelt (vgl. Abbildung S. 12 

unten).
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Quelle: ALLBUS 2008, eigene Berechnungen

Schwache Benachteilungsgefühle sind bei Muslimen also vorhanden. Sie 

führen aber nicht zu einer ablehnenden Haltung gegenüber der deut-

schen Gesellschaft.

Leben in Deutschland
In der BRD kann man sehr gut leben

(Angaben in Prozent)
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Quelle: ALLBUS 2008, eigene Berechnungen

Trotz des positiven Gesamtbilds gibt es unter den Muslimen etwas stär-

kere Gefühle der Benachteiligung als in der Gesellschaft insgesamt. Im 

Vergleich zu anderen gesellschaftlichen Gruppen ist fast die Hälfte der 

Muslime der Meinung, etwas weniger als den ihnen zustehenden Anteil zu 

erhalten (Gesamtbevölkerung: 36 Prozent). Allerdings sind diese Gefühle 

der Benachteiligung nicht sehr stark ausgeprägt: Nur sieben Prozent 

(Gesamtbevölkerung zehn Prozent) sind der Ansicht, sehr viel weniger 

als den ihnen zustehenden Anteil zu erhalten. Immerhin fast die Hälfte 

(47 Prozent) meint, den gerechten Anteil oder sogar mehr zu erhalten.

Gerechtigkeit der Gesellschaft
Im Vergleich dazu, wie andere hier in Deutschland leben, 
glauben Sie, dass Sie... als den gerechten Anteil erhalten

(Angaben in Prozent)
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Quelle: ALLBUS 2008, eigene Berechnungen
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IV. �Einstellungen zur Demo- 
kratie und gesellschaft-
lichen Institutionen

Die politische Ordnung in Deutschland findet bei Muslimen 

großen Rückhalt. Die Idee der Demokratie wird von 87 

Prozent der Muslime stark oder sehr stark unterstützt.  

Eine deutliche Ablehnung findet sich nur bei einem Prozent. 

Damit hat die Demokratie bei Muslimen nahezu den gleichen 

Rückhalt wie in der Gesamtbevölkerung.

kerung insgesamt sind dieser Meinung. Ziemlich oder sehr unzufrieden 

äußern sich nur drei Prozent der Muslime (Gesamtbevölkerung zehn 

Prozent) und 36 Prozent (40 Prozent) wollen sich sowohl in der einen  

wie auch in der anderen Richtung nicht deutlich positionieren.

Insgesamt genießt die Demokratie unter Muslimen ein höheres Ansehen 

als in der Gesamtbevölkerung. Über die Gründe kann man nur spekulie-

ren. Möglicherweise ziehen sie Vergleiche mit ihren Herkunftsländern und 

dabei schneidet Deutschland offenbar gut ab.

Zustimmung / Ablehnung der Idee der Demokratie
(Angaben in Prozent)
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Quelle: ALLBUS 2008, eigene Berechnungen

Mit der Demokratie in Deutschland sind Muslime deutlich 

zufriedener als die Bevölkerung insgesamt. 62 Prozent der 

Muslime äußern sich sehr oder ziemlich zufrieden mit der 

Demokratie in Deutschland, aber nur 50 Prozent der Bevöl-

Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland
(Angaben in Prozent)
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Quelle: ALLBUS 2008, eigene Berechnungen

Die positive Einschätzung setzt sich in der Bewertung politischer und 

gesellschaftlicher Institutionen fort. 

Das größte Vertrauen (Listenvorgabe) genießen die deutschen Hoch-

schulen, das Bundesverfassungsgericht, die Polizei sowie die Justiz, 

denen zwischen 62 und 79 Prozent der Migranten Vertrauen entgegen-

bringen. Im mittleren Bereich befinden sich das Gesundheitswesen, 

Stadt-/Gemeindeverwaltungen, die Bundesregierung, die Kommission  

der EU und das Europäische Parlament. Das geringste Vertrauen setzen 

die Migranten in den Bundestag, das Fernsehen, das Zeitungswesen und 

die politischen Parteien.
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Fast durchgängig bewerten Muslime die vorgegebenen Institutionen 

positiver als die Bevölkerung insgesamt (Ausnahme: Zeitungswesen).  

Die Reihenfolge der Institutionen, geordnet nach der Höhe des entge-

gengebrachten Vertrauens, unterscheidet sich nicht wesentlich von der 

Gesamtbevölkerung. Lediglich für zwei Institutionen ergeben sich in der 

Rangfolge bei Muslimen und der Gesamtbevölkerung Unterschiede von 

mehr als zwei Rangplätzen. Deutlich schlechter platziert ist das Zeitungs-

wesen (12. gegenüber 7. Rangplatz), besser platziert ist die Kommission 

der EU (8. gegenüber 12. Rangplatz).

Insgesamt zeigen die Daten bei Muslimen eine sehr positive Einstellung 

gegenüber der gesellschaftlichen Ordnung in Deutschland und ihren 

tragenden Institutionen.

Muslime in der deutschen Gesellschaft
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bis 7 (sehr großes Vertrauen) 

Quelle: ALLBUS, eigene Berechnungen

V. �Indikatoren des politischen 
wissensstands

Es ist bekannt, dass die schulische Bildung bei Muslimen 

schlechter ist als im Durchschnitt der Bevölkerung. Der 

Anteil der Personen ohne Schulabschluss liegt bei 14,8 

Prozent, in der Gesamtbevölkerung dagegen nur bei 6,9 

Prozent.1 Über eine hohe Schulbildung verfügt nur ein gutes 

Drittel der Muslime (Bevölkerung insgesamt: 42,2 Prozent). 

Diese Bildungsdefizite erklären den deutlichen Mangel an 

politischem Grundwissen zum Teil. Dazu scheint aber auch 

ein gewisses Desinteresse an der deutschen Politik zu kom-

men (siehe Abbildung Seite 18 oben).

Dementsprechend schwach ausgeprägt ist bei Muslimen 

auch das Interesse an Politik. Nicht einmal ein 14 Prozent 

von ihnen bekunden starkes oder sehr starkes politisches 

Interesse. Über die Hälfte interessiert sich wenig oder über-

haupt nicht für Fragen der Politik (mittel: 34 Prozent). In der 

Gesamtbevölkerung ist das politische Interesse wesentlich 

stärker ausgeprägt.

Vor diesem Hintergrund sind keine vertieften politischen 

Allgemeinkenntnisse zu erwarten. Von dem politischen 

Spitzenpersonal konnte allein die Bundeskanzlerin von einer 

Mehrheit der Muslime der richtigen Partei zugeordnet wer-

den. Jeder Vierte war dazu nicht in der Lage.
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Bei Gregor Gysi und Kurt Beck kannte nicht einmal ein Drittel der Musli-

me die Parteimitgliedschaft. Die korrekte Parteimitgliedschaft von Guido 

Westerwelle, Renate Künast und Ursula von der Leyen war noch wesent-

lich unbekannter.

Korrekte Zuordnung bzw. Unkenntnis der Parteizugehörigkeit von:

(in Klammern: weiß nicht)

Muslime Gesamtbevölkerung

Angela Merkel 
Gregor Gysi 
Kurt Beck 
Guido Westerwelle 
Renate Künast 
Ursula von der Leyen

73 (26) 
32 (65) 
31 (63) 
28 (66) 
21 (78) 
16 (76)

91 (7) 
75 (21) 
74 (20) 
78 (17) 
67 (26) 
58 (30)

Politisches Interesse
(Angaben in Prozent)
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Insgesamt
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Quelle: ALLBUS 2008, eigene Berechnungen

Quelle: ALLBUS 2008, eigene Berechnungen

Diese Bild setzt sich fort, wenn weitere grundlegende politische Wissens-

fragen gestellt werden. Immerhin konnte bei der Frage nach dem Wahl-

geheimnis noch fast die Hälfte der Muslime aus einer vorgegebenen Liste 

die richtige Antwort ankreuzen. Die Fragen, was der Begriff repräsentati-

ve Demokratie bedeutet, wer die Richtlinienkompetenz besitzt und durch 

wen der Kanzler bzw. die Kanzlerin gewählt wird, konnte nicht einmal 

jeder Fünfte korrekt beantworten.

Korrekte Beantwortung bzw. Unkenntnis der Fragen  

(mit Antwortvorgabe):

(in Klammern: weiß nicht)

Muslime Gesamtbevölkerung

Was bedeutet der Begriff „Wahlgeheimnis”? 48 (34) 77 (9)

Was bedeutet der Begriff „repräsentative 
Demokratie”?

18 (62) 48 (35)

Wer verfügt über die so genannte Richt- 
linienkompetenz?

14 (74) 27 (52)

Durch wen wird der Kanzler der Bundes- 
republik gewählt?

14 (46) 49 (17)

Quelle: ALLBUS 2008, eigene Berechnungen

Haug u.a., a.a.O, S. 2111|
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VI.  �Parteipräferenzen von  
Muslimen

Regelmäßig wird nach Wahlen über das Wahlverhalten der 

eingebürgerten Zuwanderer spekuliert, wobei sich das 

Interesse vor allem auf die türkischstämmigen Deutschen 

konzentriert. Neben den Spätaussiedlern erreicht allein diese 

Gruppe eine für Wahlausgänge relevante Größenordnung.

Alle Aussagen über das Abstimmungsverhalten der einge-

bürgerten Türken bei Bundestagswahlen beruhen jedoch auf 

sehr unsicheren Grundlagen. Entgegen dem in der Presse 

häufig erweckten Eindruck gibt es nämlich keine genauen 

Daten über eingebürgerte Muslime. 

Die meisten vorliegenden Studien beziehen sich auf die 

Parteipräferenzen türkischstämmiger Bürger. Da diese den 

größten Teil der Muslime in Deutschland stellen, weicht das 

Verhalten der gesamten Muslime nicht wesentlich von dem 

der türkischstämmigen Bürger ab. Exakte Daten über das 

konkrete Abstimmungsverhalten der türkischstämmigen 

Deutschen bei Bundestagswahlen gibt es nicht. Die reprä-

sentative Wahlstatistik des Statistischen Bundesamtes er-

fasst nur die Merkmale Alter und Geschlecht. In den Wahl-

tagsbefragungen der Forschungsgruppe Wahlen und von 

Infratest wird nicht nach einer früheren Staatsangehörigkeit 

gefragt. Bei der Konfession wird allein zwischen katholisch, 

evangelisch und keine/sonstige unterschieden. So ist es 

nicht möglich, die Zugehörigkeit zum muslimischen Glauben 

als Ersatzmerkmal heranzuziehen. 

Wahlabsicht

CDU/CSU 
%

SPD 
%

FDP 
%

Grüne 
%

1999 
Wüst

9 63 4 17

2001 
(v. Wilamowitz-Moellendorff) 
(eigene Umfrage)

12 60 5 17

2002 
Wüst

9 63 4 17

2004 
Zentrum für Türkeistudien

18 57 5 17

2008 
Zentrum für Türkeistudien

9 67 1 12

2008 
(v. Wilamowitz-Moellendorff) 
(ALLBUS-Daten)

15 65 0 15

So ist man auf Umfragen und plausible Hochrechnungen angewiesen.  

Die Umfragen zeigen ein relativ einheitliches Bild. Im Jahr 2002 legte 

Andreas Wüst1 eine Studie mit Daten von 1999 vor. Grundlage bilden 

eine eigene Untersuchung unter Neubürgern in Heidelberg sowie Daten 

des Politbarometers (Forschungsgruppe Wahlen), in denen zwischen 

Februar und Dezember 1999 u. a. nach der Staatsangehörigkeit bei der 

Geburt gefragt worden war. 

Die überwiegende Mehrheit, nämlich 63 Prozent, neigte der SPD zu, 17 

Prozent präferierten die Grünen, neun Prozent die Union und vier Prozent 

die FDP.2

In der Umfrage der Konrad-Adenauer-Stiftung unter Türken in Deutsch-

land von 2001 hätten sich 55 Prozent der Befragten für die SPD entschie-

den und 16 Prozent für die Grünen. Die CDU/CSU wäre auf 14 Prozent 

gekommen.3 Nach dem Essener Zentrum für Türkeistudien haben sich bei 

der Bundestagswahl 2002 60 Prozent der türkischstämmigen Deutschen 

für die SPD entschieden, 17 Prozent für die Grünen, 12 Prozent für die 

CDU/CSU und fünf Prozent für die FDP.4 
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Im Vorfeld der Europawahl 2004 wollten 57 Prozent für die SPD stimmen, 

18 Prozent für CDU/CSU, 17 Prozent für die Grünen und fünf Prozent für 

die FDP.5 

Die letzte Mehrthemenumfrage von 2008 des Essener Zentrums unter 

türkischstämmigen Migranten zeigte wiederum ein sehr ähnliches Bild: 

67 Prozent würden die SPD wählen, neun Prozent die CDU/CSU, zwölf 

Prozent die Grünen und elf Prozent die Linken.6

Die Parteipräferenzen der eingebürgerten Türken sind also in der Vergan-

genheit relativ stabil gewesen; sie bevorzugen konstant mit deutlicher 

Mehrheit die SPD. Zwischen 1999 und 2008 erreichte die SPD bei dieser 

Gruppe gut 60 Prozent. Die CDU/CSU liegt zwischen neun und 18 Pro-

zent.

Angesichts der im Zeitablauf relativ hohen Konstanz in den Wahlabsich-

ten der türkischstämmigen Bürger ist es keine Überraschung, dass auch 

die Daten des ALLBUS 2008 zu sehr ähnlichen Ergebnissen kommen. 

Schließlich stellen die türkischstämmigen Bürger den weitaus größten 

Anteil unter den Muslimen.

15 Prozent der Muslime würden danach die CDU/CSU wählen, 65 Prozent 

die SPD, 15 Prozent die Grünen und vier Prozent die Linken. 

Das mögliche Potenzial der Parteien unter Muslimen ist naturgemäß 

größer als es die aktuelle Wahlabsicht ausdrückt. Wenn die Befragten auf 

einer Skala von 1 (sehr unwahrscheinlich) bis 10 (sehr wahrscheinlich) 

ankreuzen, wie wahrscheinlich es ist, dass sie eine bestimmte Partei 

jemals wählen würden, dann wäre es für 21 Prozent der Muslime mehr 

oder weniger wahrscheinlich, jemals die CDU/CSU zu wählen. Für 70 

Prozent käme die SPD in Frage, die FDP für 29 Prozent, die Grünen 53 

Prozent und die Linke 23 Prozent.

Die geringe Zahlenbasis erlaubt es nicht, das Potenzial der CDU/CSU 

weiter aufzugliedern. Weitere Erkenntnisse lassen sich deshalb nur auf 

indirektem Weg gewinnen, nämlich indem man die Einstellungen der 

Personen untersucht, die die CDU/CSU stark ablehnen. Auf der von 1  

bis 10 reichenden Skala stehen die Werte 1 und 2 für die extrem starke 

Ablehnung einer Partei. Betrachtet man ausschließlich diese beiden 

Werte, kommt man zu folgenden Ergebnissen:

Die CDU/CSU stößt bei 47 Prozent der Muslime auf sehr starke Ableh-

nung, die SPD nur bei 16 Prozent. Die FDP zu wählen halten 42 Prozent 

für äußerst unwahrscheinlich, die Grünen 31 Prozent und die Linken  

65 Prozent.

Es stellt sich die Frage, warum eine Volkspartei wie die CDU/CSU, die  

in der Gesamtbevölkerung nur von 29 Prozent der Bürger stark abgelehnt 

wird, bei den Muslimen auf derart starke Vorbehalte stößt. Ideologische 

Vorbehalte sind es offenbar nicht. Im ideologischen Links-Rechts Spek-

trum stufen sich Muslime zwar etwas häufiger als die Gesamtbevölkerung 

sowohl auf der extrem linken als auch auf der extrem rechten Position 

ein. Über die Hälfte von ihnen fühlt sich aber der ideologische Mitte zu-

gehörig. 

Links-Rechts Selbsteinstufung
(Angaben in Prozent)
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Quelle: ALLBUS 2008, eigene Berechnungen

Die Muslime, bei denen die CDU/CSU auf extrem starke Ablehnung stößt, 

fühlen sich im ideologischen Spektrum ebenfalls mehrheitlich (52 Pro-

zent) der Mitte zugehörig. 

Oberflächlich scheinen die Parteipräferenzen der Muslime schwer nach-

vollziehbar. Sie sind – zumindest mehrheitlich – nicht linksorientiert  

und neigen in ihren gesellschaftlichen  Einstellungen (z.B. zur Familie) 

eher konservativen Positionen zu. Trotzdem bevorzugen sie mit hoher 

Konstanz die SPD. Hier rächt sich, dass die CDU diese Personen über 

Jahrzehnte hinweg vernachlässigt hat. Die Arbeitsmigranten der 1960er 
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und frühen 1970er Jahre wurden überwiegend durch ein gewerkschaftlich 

geprägtes und damit SPD-nahes Umfeld betreut. Die starke Stellung der 

SPD im Zeitverlauf deutet darauf hin, dass sich hier ein parteinahes 

Milieu herausgebildet hat, das für die Union nur schwer erreichbar ist. 

Heute ist zwar etwa die Hälfte der Muslime nicht erwerbstätig, doch 

scheinen die Prägungen fortzuwirken. Nicht Erwerbstätige lehnen die 

Union mit 57 Prozent sogar stärker ab als die erwerbstätigen Muslime 

(44 Prozent) ab. 

Eine besonders starke Ablehnung erfährt die Union im Arbeitermilieu. 

Insgesamt fühlen sich 54 Prozent der Muslime der Arbeiter- oder Unter-

schicht zugehörig, 42 Prozent der Mittelschicht. Von den Muslimen, die 

die CDU/CSU sehr stark ablehnen, rechnen sich 70 Prozent der Arbeiter- 

und Unterschicht zu, und nur 26 Prozent fühlen sich der Mittelschicht 

zugehörig.

Auf die größten Vorbehalte stößt die Union somit bei den Muslimen, die 

sich der Arbeiter- und Unterschicht zugehörig fühlen oder die nicht er-

werbstätig sind.

Dagegen deuten – mit aller Vorsicht – die Daten des ALLBUS nicht da-

rauf hin, dass sich die Ablehnung der CDU/CSU auf religiöse Motive 

gründet. Die Häufigkeit des Moscheebesuchs ist zwar bei Muslimen nur 

ein schwacher Indikator für religiöse Bindung, da er durch die Religion 

nicht zwingend vorgeschrieben wird. Dennoch kann man davon ausge-

hen, dass sehr religiöse Muslime häufiger in die Moschee gehen als weni-

ger religiöse.

20 Prozent der Muslime gehen mindestens einmal im Monat in die  

Moschee. Von denen, die die Union stark ablehnen, gehen lediglich  

15 Prozent regelmäßig in die Moschee.

Die starke Ablehnung der Union unter den Muslimen scheint somit eher 

ein soziales als ein religiöses Problem zu sein. Vor allem Muslime aus den 

unteren sozialen Schichten lehnen die Union vehement ab. Offenbar hat 

sich hier seit Beginn der Arbeitsmigration ein SPD-nahes Milieu heraus-

gebildet. Da zudem ihr Interesse an Politik sehr schwach ausgeprägt ist, 

dürften sie rationalen Argumenten nur schwer zugänglich sein. Über die 

Hälfte der Muslime interessiert sich nicht für Politik; starkes politisches 

Interesse bekunden lediglich 14 Prozent.

Das derzeit maximal erreichbare Potenzial der Union liegt unter Muslimen 

bei etwa 21 Prozent. Bei diesem Potenzial scheint es sich eher um beruf-

lich aktive und gesellschaftlich etablierte Personen zu handeln.

Andreas Wüst, Wie wählen Neubürger, Opladen 2002. In der Untersuchung 
wird auch das Wahlverhalten von Neubürgern anderer Herkunftsländer erfasst.
Wüst, 2002, S. 190 (ohne k.A.; eigene Umrechnung).
Ulrich von Wilamowitz-Moellendorff: Türken in Deutschland I – Einstellungen 
zu Staat und Gesellschaft. Arbeitspapier Nr. 53/2001, Konrad-Adenauer- 
Stiftung, Sankt Augustin. 
Türken in Deutschland II – Individuelle Perspektiven und Problemlagen.  
Arbeitspapier Nr. 60/2002, Konrad-Adenauer-Stiftung, Sankt Augustin
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7. November 2002.
Zentrum für Türkeistudien, Essen, Mai 2004.
Sauer, M.: Türkische Migranten in Nordrhein-Westfalen und in Deutschland: 
Lebenssituation und Integrationsstand S. 265, Essen 2009 (http://www.zft-
online.de/UserFiles/File/NRW-Mehrthemenbefragung%202008.pdf).
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VII.  �Konsequenzen für die  
politische Bildung

Der kurze Überblick über das vorliegende Datenmaterial hat 

gezeigt, dass die gesellschaftlichen und politischen Einstel-

lungen von Muslimen – nicht zuletzt durch die Studien der 

Konrad-Adenauer-Stiftung – vergleichsweise umfangreich 

erforscht wurden. Insgesamt stehen Muslime der deutschen 

Gesellschaftsordnung und den demokratischen Institutionen 

aufgeschlossen und positiv gegenüber. Demokratieablehnen-

de oder demokratiefeindliche Einstellungen lassen sich empi-

risch nicht bestätigen. 

Allerdings offenbaren sich bei Muslimen bei Fragen nach 

allgemeinen politischen Fragen und nach grundlegenden 

Prinzipien der Demokratie erhebliche Wissenslücken. Ihre 

positive Einstellung zur Demokratie beruht offenbar auf  

einer eher emotionalen Grundlage. Sie fühlen sich wohl in 

Deutschland und schreiben das der Staatsform zu. Eine rein 

emotionale Beziehung ist aber in der Regel wenig belastbar. 

Die Muslime haben sich bisher nicht rational mit den Grund-

lagen der Demokratie auseinander gesetzt. Damit fehlt eine 

auf Wissen beruhende Unterstützung der Demokratie.

Hier müssen erfolgversprechende Maßnahmen ansetzen. 

Wissen über politische Zusammenhänge zu vermitteln, ist 

die ureigenste Aufgabe der politischen Bildung. Damit wird 

politische Bildung auch zu einer wichtigen Maßnahme prak-

tischer Integrationspolitik. Demokratie braucht politische 

Bildung, aber politische Bildung kann nur erfolgreich sein, wenn die 

Zielgruppe – in diesem Fall muslimische Bürger – sie akzeptiert und 

annimmt. 

Allerdings interessieren sich Muslime wenig für Politik, was es den  

Trägern politischer Bildungsmaßnahmen schwermacht, diese Gruppe  

zu erreichen. Daher sollte versucht werden, durch niedrigschwellige 

Angebote verstärkt Migranten für Veranstaltungen zu begeistern. Dazu 

könnten neue Veranstaltungsformate entwickelt werden wie z.B. Kultur 

trifft Politik (politische Diskussion mit Kabarett) oder Lesungen von 

Autoren mit Migrationshintergrund.

Auch über vermehrte Kooperationen mit muslimischen Organisationen 

können Teilnehmer für politische Bildungsmaßnahmen gewonnen werden. 

Dies können Unternehmensverbände oder Akademikerverbände, aber 

auch Moscheevereine sein.
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